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Alle Anträge, die in der 12. Tagung der Zwölften Synode der EKHN am 11.9.2021 gestellt wurden und 
zur weiteren Behandlung an synodale Ausschüsse, den Kirchensynodalvorstand und an die Kirchen-

leitung überwiesen wurden: 
 
 
ÜBERSICHT 

Be-
schluss-

Nr. 

Anträge 
zu TOP Thema 

zu 
Druck-
sache 

zu fin-
den auf 

Seite 

 2.1 
ekhn2030 (QT 4) – Impulspapier Wirtschaftlichkeit und Er-
gebnisorientierung 

30/21 2 

7 3.1 KG zum Abbau gesamtkirchlicher Genehmigungsvorbehalte 31/21 3 

8 3.2 
KG zur Änderung des Regionalgesetzes zur Einführung von 
Nachbarschaftsräumen  

32/21 4-9 

9 3.3 
KG zum qualitativen Konzentrationsprozess bei kirchlichen 
Gebäuden  

33/21 10-12 

11 4.2 ekhn2030 Arbeitspaket 2: Pfarrdienst und Verkündigung 35/21 13 

     

Be-
schluss-

Nr. 
TOP Dekanatsanträge: 

Druck-
sache  

14 9.1 
Antrag des Dekanats Biedenkopf-Gladenbach  
zum Gewaltpräventionsgesetz  

40/21 14-15 

15 9.2 
Antrag des Dekanats Alzey-Wöllstein zum Erfüllungsaufwand 
von Vorlagen der Kirchenleitung 

41/21 16 

16 9.3 
Antrag des Dekanats Westerwald bezüglich der  
Förderung des berufsbegleitenden Theologiestudiums und 
der Pfarrstellenbesetzung im ländlichen Raum 

42/21 17-18 

8 9.4 
Antrag des Dekanats Darmstadt-Stadt  
(und wortgleicher Antrag des Dekanats Darmstadt-Land) 
zur Rolle der Dekanate  

43/21 19-21 

17 9.5 
Antrag des Dekanats Darmstadt-Land zum Verzicht auf Ein-
gliederung der Regionalverwaltungen in die Trägerschaft der 
Landeskirche 

44/21 22-23 

 
Abkürzungsverzeichnis für Ausschüsse, KSV und KL 24 
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12. Tagung der Zwölften Kirchensynode 

Antrag 
 

zu 
 

TOP 2.1 
 

ekhn2030 (QT 4) – Impulspapier Wirtschaftlichkeit und Ergebnisorientierung 
 

(Drucksache Nr. 30/21) 
 

überwiesen im Rahmen von ekhn2030 an: alle Ausschüsse und die KL 
 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Dr. Birgit Pfeiffer 11 Die Synode möge beschließen:  

Unter Berücksichtigung der Punkte aus dem Impulspapier 
„Wirtschaftlichkeit und Ergebnisorientierung“ werden Syno-
denvorlagen zukünftig ergänzt durch 

D: Finanzielle Auswirkungen getrennt nach Ebenen Kir-
chenverwaltung, Dekanat, Kirchengemeinden 

Neu   E:   Auswirkungen   auf   Verwaltungsprozesse   
(Personalaufwand,   Zeitaufwand)   nach   Ebenen Kirchen-
verwaltung, Dekanat, Kirchengemeinden. 

Nachfolgend F und G 
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12. Tagung der Zwölften Kirchensynode 
Antrag 

 
zu 
 

zu TOP 3.1  
 

Entwurf eines Kirchengesetzes zum Abbau gesamtkirchlicher Genehmigungsvorbehalte  
(1. Lesung) 

 
 
 

(Drucksache Nr. 31/21) 
 

überwiesen an: RA (federführend) sowie AGÖM, BA, FA, RPAus, VA (Beschluss 7) 
 

 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Jutta Trintz 
 

03 Die Synode möge beschließen: Artikel 17 zu streichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zusätzliche Anregung von Frank Puchtler vom 14.9.2021  
(nach Abschluss der 12. Tagung der XII. Kirchensynode), vom KSV zur Diskussion weitergegeben: 
 
Der Prüfauftrag 2 zum Abbau gesamtkirchlicher Genehmigungsvorbehalte soll zum ständigen dy-
namischen Prüfauftrag ausgebaut werden. Eine laufende Überprüfung kann den ständigen Wandel 
des kirchlichen Lebens begleiten, Abläufe forcieren und stärkt die Effektivität kirchlichen Handelns. 
Weitere Schritte sind mutig und zügig zu gehen. 
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12. Tagung der Zwölften Kirchensynode 

Antrag 
 

zu 
 

TOP 3.2  
 

Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Regionalgesetzes zur Einführung von 
Nachbarschaftsräumen (1. Lesung, unterbrochen) 

 
(Drucksache Nr. 32/21) 

 

bereits vor Abschluss der 1. Lesung überwiesen an: alle Ausschüsse im Rahmen von 
ekhn2030 (Beschluss 8) 
 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Olliver Zobel 01 Die Synode möge beschließen:  

In das Kirchengesetz zur Änderung des Regionalgesetzes 
zur Einführung von Nachbarschaftsräumen zwei weitere 
Absätze einzufügen, die die Einspruchsmöglichkeiten der 
Kirchengemeinden in diesem Zusammenhang klären und 
auch die Folgen benennen, wenn sich Kirchengemeinden 
nicht einem Nachbarschaftsraum anschließen oder ihre 
Mitarbeit im Nachbarschaftsraum zum Beispiel bei der Fra-
ge der Zusammenarbeit verweigern. 

Ulrike Hofmann 04 Die Synode möge beschließen: 

Artikel 1 § 2 (2) „Pfarrstellen, Fachstellen sowie Stellen im 
gemeindepädagogischen und kirchenmusikalischen Dienst 
werden einem Nachbarschaftsraum oder dem Dekanat  
zugeordnet.“   

Begründung:  
Der Passus Artikel1 §2 (2) sieht eine Zuordnung aller 
Pfarrstellen, ob Gemeindepfarrstellen, Pfarrstellen der 
Spezialseelsorge und Fach- und Profilstellen und aller Stel-
len im gemeindepädagogischen und kirchenmusikalischen 
Dienst in der Regel in Nachbarschaftsräumen vor. „In der 
Regel“ heißt es im Gesetzesentwurf. Was heißt „in der Re-
gel“?  Was sind die Ausnahmen der Regel?  Wer entschei-
det über die Ausnahmen? Hier bleibt eine große Unklarheit. 

Diese Gesetzesvorlage schwächt die mittlere Ebene / die 
Dekanate und lässt sie zur reinen Verwaltungseinheit wer-
den.  In den letzten Jahren wurde sinnvollerweise die mitt-
lere Ebene gestärkt. Nach unserer KO haben die Dekanate 
den Auftrag, das kirchliche Leben in der Region zu gestal-
ten und so das Evangelium in ihrem Bereich zu bezeugen 
(Art 17 KO). Die Dekanate haben sich als starke Akteure in 
den Regionen erwiesen, die ein Gegenüber/ Ansprechpart-
ner zur kommunalen Politik, zu (nichtkirchlichen) Verbän-
den, Institutionen und Einrichtungen wurden. Sie haben 
neben den Steuerungsaufgaben im Blick auf die Gemein-
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den und Nachbarschaftsräume und die nichtgemeindlichen 
Dienste, auch inhaltliche Aufgaben wahrgenommen. Mit 
Hilfe eines multiprofessionellen Teams haben sie ein öf-
fentliches Profil entwickelt, das den Auftrag der Kirche, von 
dem hier in der Synode so oft die Rede ist, nämlich offene 
und öffentliche Kirche zu sein, sowie das Evangelium in 
vielfältigen Formen zu kommunizieren, erfüllt. Um auch 
künftig ein starker Akteur in der Region zu sein, ist es not-
wendig, dass das Dekanat eine eigene Handlungsebene 
hat, auf der es mithilfe der Stellen im Bereich des soge-
nannten Verkündigungsdienstes aktiv ist. Die Stellen der 
Spezialseelsorge, sowie die Fach- und Profilstellen bezie-
hen sich in ihrem Auftrag auf die gesamte Region des De-
kanats. Dies gilt in vielen Dekanaten auch für manche Stel-
len im gemeindepädagogischen und kirchenmusikalischen 
Dienst. Die Dekanate gehen damit auf die unterschiedli-
chen Lebensbezüge von Menschen ein. Heute halten sich 
Menschen nicht nur im Nahbereich der Gemeinde oder 
eines Nachbarschaftsraumes auf. Je nach Interesse und 
Bedarf werden an unterschiedlichen Orten Angebote wahr-
genommen, Beziehungen gestaltet und Glaube gelebt. Die 
Stellen im Verkündigungsdienst auf Dekanatsebene bezie-
hen sich in ihrem Auftrag auf die gesamte Region. Sie de-
cken zahlreiche Aufgaben ab, die nur regional, also auf das 
gesamte Dekanat bezogen, wahrgenommen werden kön-
nen. Z.B. Öffentlichkeitsarbeit, Partnerschaftsarbeit mit den 
Kirchen in anderen Ländern, Netzwerkarbeit zu sozialen 
und gesellschaftlichen Themen einer gesamten Region, 
Koordinierung von Flüchtlingshilfe, die ökumenische Ver-
netzung und interreligiöse Gespräche, sowie innovative 
Programme in der Kinder- und Jugendarbeit, Angebote und 
Unterstützung in der Kirchenmusik. All das wäre in einem 
Nachbarschaftsraum viel zu kurz gegriffen. Gerade die 
Handlungsfelder Öffentlichkeitsarbeit, Bildung, Gesell-
schaftliche Verantwortung, Mission, Ökumene und Interre-
ligiöses Gespräch sind Querschnittsaufgaben. Hier geht es  
auch um Beratung, Unterstützung und Kooperation mit al-
len Gemeinden, plus fachliche Unterstützung des Dekans, 
der Dekanin durch Beratung und Pflege von Außenkontak-
ten. Die Handlungsfelder erfordern spezielle fachliche 
Kompetenzen. Eine entsprechende Besetzung von Stellen 
wird über Teilaufträge bei ortsbezogenen Stellen kaum 
möglich sein. Zudem braucht es für die Fach- und Profil-
stellen, sowie für die Spezialseelsorge einen Austausch 
untereinander, um sich gegenseitig zu informieren, abzu-
stimmen und zu beraten, Konzeptionen zu entwickeln und 
Impulse in die Region zu geben. Auf unterschiedliche 
Nachbarschaftsräume aufgeteilt, würde dies den Austausch 
erschweren.   

Hinweis auf Antrag vom Dekanat Darmstadt-Stadt,  

Drucksache 43/21 

Dr. Dietrich Pradt 05 Die Synode möge beschließen: 

§2b Absatz 2 (Pfarrstellen, Fachstellen, ...werden in der 
Regel einem Nachbarschaftsraum zugeordnet) im KG zur 
Änderung des Regionalgesetzes wird ersatzlos gestrichen. 
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Sebastian Ohly, Cornelia 
Köstlin-Göbel, Dietmar  
Diefenbach, Jaana Pertuu-
Kacsóh, Andreas Heidrich 

07 Die   Synode   möge   beschließen,   den   gegenwärtig   
unter   der   Drucksache   32/21   vorgelegten   Entwurf   
eines Kirchengesetzes  zur  Änderung  des  Regionalge-
setzes  zur  Einführung  von  Nachbarschaftsräumen  durch  
eine Präambel oder eine vergleichbar wirksame Erklärung 
so zu ergänzen, dass  für  die  weitere  Bearbeitung  des  
Gesetzesvorhabens  in  Kirchenleitung,  Kirchenverwaltung  
und  Synode folgende inhaltliche Grundorientierung wirk-
sam bzw. normativ erkennbar wird:  

1. Die Intention des Gesetzes ist es, in den Gemeinden 
auch zukünftig kirchliches Leben, Kommunikation des 
Evangeliums und Diakonisches Handeln zu ermöglichen. 

2.Die Intention des Gesetzes ist es, durch die Regionalisie-
rung durch Kooperationen jedwelcher Art nicht einen Mehr-
aufwand, sondern eine tatsächliche Entlastung finanzieller 
wie personeller Ressourcen für haupt- und ehrenamtliche 
Arbeit zu schaffen. 

3.Die Intention des Gesetzes ist es, durch die Regionalisie-
rung durch Kooperationen jedwelcher Art, gebundene Res-
sourcen und Potentiale freizusetzen, beziehungsweise Sy-
nergien zu schaffen, um neue Handlungsspielräume zu 
eröffnen. 

Zur Erklärung: 
Die Diskussionen in den letzten Wochen in Ausschüssen, 
Dekanaten, synodalen Gruppen etc. hat uns gezeigt, dass   
das   Gesetz   in   der   vorliegenden   Form   für   die   Kir-
chengemeinden   einen   Zwang   zur   Bildung   von Nach-
barschaftsräumen darstellt, bzw.  so wahrgenommen wird, 
unabhängig von der Situation, in der sich die Gemeinden 
befinden.  

Die verpflichtende Bildung von Nachbarschaftsräumen wird 
der Gebäudediskussion und der Pfarrstellenbemessung 
vorgeschaltet.  

Es ist verständlich, dass sich die Gebäudediskussion und 
die Pfarrstellenbemessung nach der Bildung von Nachbar-
schaftsräumen leichter umsetzen lässt, und es ist auch 
verständlich, dass Arbeiten im Team mit (oder auch ohne) 
Professionenmix für Pfarrpersonen als Zukunftsmodell in 
der EKHN angestrebt wird.  

Aber  für  die  Gemeinden,  die  bislang  mit  der  eingerich-
teten  Pfarrstellengröße  und  den  finanziellen  Ressourcen 
gut zurechtkommen, ist es nicht per se erkennbar, warum 
sie sich mit anderen Gemeinden in gleicher Situation zu  
einem  Nachbarschaftsraum  zusammenschließen  sollten,  
der  neue  Gremien  und  erst  einmal  sehr  viele Abspra-
chen  notwendig  machen  wird. Den  Gemeinden  wird  
nicht  die  Entscheidung  überlassen,  ob  sie  ihr  erst noch  
zu  erwartendes  Problem  (keine  ausreichende  finanzielle  
und  personelle  Versorgung)  anderweitig  lösen wollen,  
z.B.  durch mehr Ehrenamtlichkeit oder Kooperationen mit 
nichtkirchlichen Partnern. Die Erwartung eines höheren 
Verwaltungsaufwandes durch einen Zusammenschluss in 
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Nachbarschaftsräumen ist für die Gemeinden keine Ermu-
tigung sondern eine Abschreckung.  

Das Gesetz muss daher klarstellen, dass die geplante Re-
gionalisierung dazu dient, christliches Leben in der Ge-
meinde vor Ort zu ermöglichen, zu fördern und zu priorisie-
ren, auch in Zeiten knapper werdender Ressourcen, und 
zukunftsfähig zu entwickeln.  

Ferner muss festgelegt werden, dass die Umsetzung des 
Gesetzes so erfolgen muss, dass den Haupt- und Ehren-
amtlichen eine Entlastung in Organisation, Verwaltung und 
Zusammenarbeit garantiert wird.  

Den Gemeinden wird durch die Regionalisierung auf der 
einen Seite die Autonomie genommen, daher müsste auf 
der anderen Seite eine klare Entlastung bzw. ein Mehrwert 
erkennbar sein. 

Dr. Erika Mohri 08 Die Synode möge beschließen: 

§ 2b (2) wird wie folgt gefasst: 

Gemeindepfarrstellen werden in der Regel einem Nachbar-
schaftsraum zugeordnet. 

Fach-und Profilstellen arbeiten auf Dekanatsebene. 

Stellen im gemeindepädagogischen und kirchenmusikali-
schen Dienst können der Dekanatsebene oder schwer-
punktmäßig einem Nachbarschaftsraum zugeordnet wer-
den. 

Begründung: 
Der Antrag zielt in erster Linie darauf, die Fach- und Profil-
stellen auf der Dekanatsebene zu halten und nicht den 
Nachbarschaftsräumen zuzuordnen. 

Gemeindepfarrstellen sind sachgemäß den Nachbar-
schaftsräumen, in denen Gemeinden kooperieren, zuzu-
ordnen. 

Die Bedeutung der Fach- und Profilstellen liegt bisher auf 
Dekanatsebene. Eine Zuordnung zu nur einem Nachbar-
schaftsraum bedeutet eine Verringerung ihrer Reichweite. 
Die öffentliche Wirkung, die sie für die mittlere Ebene ha-
ben, wird damit verkleinert. Die Bedeutung des Dekanats 
und der regionalen öffentlichen Kirche, zugleich die Ver-
antwortung der Fach- und Profilstellen wird reduziert. De-
kanate, die aus unterschiedlichen Binnenregionen beste-
hen – z. B. Worms-Wonnegau mit Stadt und Land –
müssten sich für eine Region entscheiden und andere ver-
nachlässigen. Das führt zu unsachgemäßer Bevorteilung 
und Benachteiligung.  Wieso sollte überhaupt ein Nachbar-
schaftsraum mehr oder weniger „Gesellschaftliche Verant-
wortung“ brauchen als andere? Sachgemäß erscheint mir 
eine Schwerpunktsetzung zu sein: Die unterschiedlichen 
Nachbarschaftsräume können beispielsweise thematisch 
verschieden bearbeitet oder das gleiche Angebot zeitlich 
versetzt in den Binnenregionen gemacht werden – darüber 
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entscheiden die DSVs mit den Fach- und Profilstellen je 
nach den Gegebenheiten im Dekanat. 

Daher soll oben vorgeschlagene Formulierung die Fach- 
und Profilstellen in ihrer Verantwortung für das gesamte 
Dekanat halten. Auch bei gemeindepädagogischem und 
kirchenmusikalischem Dienst gibt es Aufgaben, die dem 
gesamten Dekanat zugutekommen und die Möglichkeit, die 
jeweiligen Stellen dem Dekanat zuzuordnen, als sinnvoll 
erscheinen lassen. Diese Möglichkeit sollte daher erhalten 
bleiben. Auch Schwerpunktsetzungen in Nachbarschafts-
räumen können sinnvoll sein. Darüber entscheidet das De-
kanat nach seinen Gegebenheiten. 

Dieter Eller 09 Die Synode möge beschließen: 

Das Regionalgesetz, § 2 c, (1) wie folgt zu ergänzen: 

Jedes Dekanat bildet bis zum 31.12.2023 Nachbarschafts-
räume, deren Größe eine Gemeindemitgliederzahl von 
3.000 (besser mehr) nicht unterschreiten soll. 

Begründung: 
Der Gesetzentwurf spricht von Nachbarschaftsräumen, 
ohne zu definieren, was hierunter zu verstehen ist. Schon 
bei der in der Drucksache 32/21, Seite 4 genannten Grö-
ßenordnung von 3.000 Gemeindegliedern werden sich 
kaum Verkündigungsteams mit 3.0 hauptamtlichen Stellen 
bilden lassen. Es ist zu erwarten, dass die gebildeten 
Teams sich in kleinen Kooperationsräumen bereits mit der 
nächsten Bemessung der Dienste (2029) nicht mehr halten 
lassen und erneut schmerzhafte Einschnitte nötig sein wer-
den. 

Zudem ist die Problematik der Besetzung von, in kleinen 
Räumen sicher erforderlichen, Teilstellen zu beachten. 

Gerade im ländlichen Raum ist zu befürchten, dass die 
Gemeinden dazu neigen, möglichst kleine Nachbarschafts-
räume zu bilden, auch weil hier gegebene Strukturen am 
ehesten erhalten bleiben können. 

In der vorliegenden Form lässt der Gesetzesentwurf auch 
die Bildung kleinerer Räume (unter 3.000 Gemeindeglie-
der) zu und greift daher zu kurz. Dem Anspruch, Kirchen-
gemeinden eine zumindest mittelfristige Planungssicherheit 
zu geben, wird der Entwurf nicht gerecht. 

Für bereits bestehende kleinere Kooperationen müssen 
Sonder- und Übergangsregelungen gefunden werden. 

Dr. Juliane Schüz 10 Die Synode möge beschließen, die zeitlichen Ressour-
cen, die jeweils unterschiedliche Kostenaufstellungen 
benötigen, für die Bildung von Nachbarschaftsräumen, 
professioneller Begleitung und die anschließende Zeit 
der Arbeit im Nachbarschaftsraum, transparent auszu-
weisen. 

Begründung: 
Die Freiwilligkeit der Kooperation wird aufgegeben. Daher 
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müssen nun auch Gemeinden, die derzeit noch nicht den 
Vorteil der Kooperation für sich sehen, einen Nachbar-
schaftsraum gründen.  
Solange die gegebenen Strukturen in den Gemeinden noch 
tragfähig sind, wird durch die Gesamtkirchengemeinde  
oder Arbeitsgemeinschaft eine zusätzliche Verwaltungs-
ebene geschaffen, die zuerst einmal einen Mehraufwand 
bedeutet. 
Es sind exemplarisch besonders die Dinge zu benennen, 
die durch die Kooperation im Nachbarschaftsraum wegfal-
len, die dann den zeitlichen Mehraufwand der Kooperation 
für Ehrenamtliche und Hauptamtliche ausgleichen. Denn 
größere Verwaltungseinheiten bedürfen sehr vieler Abspra-
chen/Besprechungen/Kommunikation, damit sie fruchtbrin-
gend arbeiten können. 
Die erwarteten Synergieeffekte der Kooperation im Nach-
barschaftsraum können daher nicht sowohl die zeitlichen 
Kosten der Kooperation als auch die erwarteten Kürzungen 
von Mitteln und Stellen in den nächsten Jahren ausglei-
chen. 
Hierzu wäre durch eine Kostenaufstellung als Anlage zum 
Kirchengesetz Transparenz zu schaffen.  

Kerstin Peiper 

 

 

 

 

 

 

 

* hier bezieht sich der Antrag 
m.E. auf die Kirchengemein-
deordnung (KGO), nicht auf 
die Kirchenordnung (KO) 
(M.F.) 

12 Die Synode möge beschließen: 

Im Sinne einer Normenkontrollprüfung die Konformität der 
Gesetzesvorlage Drs. 32/21 mit der Kirchenordnung bezüg-
lich der Güterabwägung zwischen dem Recht auf   Selbst-
bestimmung der Kirchengemeinden und der Aufgabe zur 
Kooperation prüfen zu lassen. 

Begründung: 
In der Gesetzesvorlage stehen meines Erachtens zwei Gü-
ter der Kirchenordnung in Spannung.  Zum einen werden 
Gemeinden in einem Dekanat gem. KO § 1 (3)* dazu an-
gehalten zu kooperieren, jedoch lässt die KO die dazuge-
hörige Körperschaft offen. 
Zum anderen haben die Gemeinden in §1 (4) der KO* die 
Aufgabe und die Verantwortung ihre Angelegenheiten 
selbst zu ordnen und zu verwalten. 
Wie sind diese beiden Güter im Kontext der Gesetzesvor-
lage rechtlich zu beurteilen? 
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12. Tagung der Zwölften Kirchensynode 
Antrag 

 
zu  
 

TOP 3.3  
 

Entwurf eines Kirchengesetzes zum qualitativen  
Konzentrationsprozess bei kirchlichen Gebäuden (1. Lesung, unterbrochen) 

 
 

(Drucksache Nr. 33/21) 
 

bereits vor Abschluss der 1. Lesung überwiesen an: alle Ausschüsse im Rahmen von 
ekhn2030 (Beschluss 9) 
 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Dr. Hanne Köhler 02 Die Synode möge beschließen: 

Den Gesetzesentwurf so zu überarbeiten, dass  

1. die Dekanatssynodalvorstände (mit den vielen ehrenamt-
lichen Mitgliedern) die notwendige Arbeit leisten können 
und für die anstehenden Konflikte und den Umgang mit 
Enttäuschungen gestärkt werden. 

2. ein Evaluationszeitraum aufgenommen wird, um u.a. zu 
prüfen, ob das Gesetz trotz des weitgehenden kirchenge-
meindlichen Eigentums zu einer Gebäudeentwicklung in 
den Nachbarschaftsräumen führt. 

3. Kirchengemeindeverbände, die Eigentümer von Grund-
stücken und Gebäuden sind, an der Erstellung und Be-
schlussfassung der sie betreffenden Gebäudebedarfs- und 
-entwicklungspläne beteiligt werden. Dies gilt sowohl für die 
erstmalige Erstellung als auch für die Änderung (z.B. § 10 
(7)).  

4. die Definition von profaner und sakraler Versammlungs-
fläche konkretisiert wird. (Nachdem derzeitigen Wortlaut 
könnte ein Konzert, eine regelmäßige Chorprobe o.ä. einen 
sakralen Versammlungsraum zu einem profanen Ver-
sammlungsraum machen (§ 4.1.) 

5. die in § 3 (2) vorgeschriebenen Musterverträge bzw. 
Mustersatzung vorliegen. (Zur Information, welche Rege-
lungen beabsichtigt sind, auch wenn sie keinen Gesetzes-
rang haben und sich vermutlich mit den gemachten Erfah-
rungen verändern werden) 

6. konkreter gefasst wird, ab welcher Größe Pfarrhäuser 
und Pfarrwohnungen über dem zustehenden Flächenbe-
darf liegen (was ist „deutlich über“?) und festgelegt wird, 
wer hier letztlich entscheidet. 

7. Der Termin für den Wegfall des Anspruchs auf gesamt-
kirchliche Zuweisungen eindeutig ist (in § 10 (4) mit 
Rechtswirksamkeit des Gebäudebedarfs- und -
entwicklungsplans; in der Anlage zur Drucksache 
1.1.2027). Gibt es einen einheitlichen Termin für die EKHN 



  

Seite 11 
 

oder gelten entsprechend § 10 (5) unterschiedliche Fris-
ten? 

Jugenddelegierte 14 Die Synode möge beschließen: 

In §2 (3) wird der letzte Spiegelstrich „Nutzung und Auslas-
tung der Gebäude und Flächen“ mit den Worten „beson-
ders das Vorhandensein von Jugendräumen“ ergänzt.  

In §5 (6) wird der Punkt 6. „Die Existenz von Jugendräu-
men“ ergänzt. 

Jörg Bürgis 15 Die Synode möge beschließen: 

In Art. 1 (GBEPG) § 2 (1) Satz 2 werden die Worte „um 
mindestens 20 Prozent“ gestrichen. 

Begründung: 
Eine prozentuale Absenkung (hier: der Baulasten) benötigt 
immer einen Bezugsrahmen, also mindestens einen Aus-
gangszeitpunkt und im Idealfall auch einen Zielzeitpunkt. 
Dies ließe sich einfach durch Ergänzung von Daten heilen, 
würde aber dazu führen, dass die Gesetzesformulierung 
regelmäßig an Veränderung der Finanzsituation angepasst 
werden muss.  
Zudem würde eine im Gesetz festgelegte pauschale Kür-
zung ohne differenzierte Betrachtung der örtlichen Situation 
zu Ungerechtigkeiten zwischen  den Gemeinden und De-
kanaten führen, da örtlich bereits Prozesse der räumlichen 
Konzentration und der Flächenreduzierung bearbeitet wur-
den, die bei der vorgeschlagenen Formulierung nicht be-
rücksichtigt werden dürften. 

Holger Kamlah 16 Die Synode möge als ein mögliches Zukunftsmodell ein 
Verfahren zur gemeinsamen Nutzung und Erhaltung von 
evangelischen bzw. katholischen Liegenschaften beschlie-
ßen, das zwischen der EKHN und den Bistümern auf ihrem 
Kirchengebiet entwickelt worden ist. 

Kerstin Peiper 17 Die Synode möge beschließen, dass die Kernelemente der 
Vorlagen bzw. Beschlüsse zu Prozess 2030 digital, wie z.B. 
bei Drucksache 33/21, durch Videos, bspw. Erklärvideos 
oder Interviews, aufbereitet wird. 

Begründung: 
Es ist notwendig die Vielfalt und den aktuellen Stand des 
Prozesses 2030 in der Breite zu kommunizieren. Hierzu 
sollten auch digitale Medien verwendet werden, damit sich 
Kirchenmitglieder selbstständig über den Stand und Inhalt 
des Prozesses oder der Beratungen [? ein Bild, ergänzt 
M.F.] machen kann [? können, M.F.]. 

Ein gutes Beispiel meines Erachtens ist hierfür die kürzlich 
veröffentliche Annäherung an das Thema Gemeinwe-
senorientierung der Ehrenamtsakademie. 

Holger Kamlah 18 Die Synode möge beschließen, dass bei der baulichen In-
tegration von Versammlungsflächen in Kirchen die Bemes-
sungsgrundlage von 10 Quadratmeter pro 100 Gemeinde-
glieder erhalten bleibt und nicht auf 4 Quadratmeter pro 
100 Gemeindeglieder für die flexibel nutzbaren Flächen 
reduziert wird. 

Dr. Achim Knecht 19 Die Synode möge beschließen: 

Die Kirchenverwaltung soll für die weitere Beratung des 
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Gesetzes eine Abschätzung der für die Reduzierung des 
Gebäudebestands notwendigen Investitionskosten und 
deren möglichen Refinanzierung vorlegen. 
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12. Tagung der Zwölften Kirchensynode 

Antrag 
 

zu 
 

TOP 4.2  
 

ekhn2030 Arbeitspaket 2 „Pfarrdienst und Verkündigung“:  
Sachstandsbericht und Beschlussvorschläge 

 
(Drucksache Nr. 35/21) 

 
 

überwiesen an: ThA (federführend) sowie ADGV, AGÖM, RA und VA (Beschluss 11) 
 

Antragstellende/r 
 

An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Ulrike Hofmann 06 Die Synode möge beschließen: 

Zu Richtungsbeschluss  

Antrag: 
In dem Richtungsbeschluss Pfarrdienst und Verkündi-
gung Absatz 4 sollen ausdrücklich die Dekanate als eige-
ne Handlungsebene mit Stellen im „Verkündigungsdienst“ 
vorgesehen werden.  
Es soll außerdem benannt werden, dass bei der Vertei-
lung von Pfarrstellen sicherzustellen ist, dass Gemein-
den/Nachbarschaftsräume ausreichend versorgt werden 
und zugleich die Handlungsfelder im Dekanat angemes-
sene Berücksichtigung in Form von Fach- und Profilstel-
len sowie Stellen der Spezialseelsorge finden. 

Begründung:  
Das Dekanat sollte nicht geschwächt werden, sondern 
als starker Akteur in der Region gestärkt werden. Eine 
fachlich kompetente Besetzung der Arbeitsbereiche sollte 
gewährleistet werden. 

siehe auch Antrag Dekanat Darmstadt-Stadt, Drucksache 
Nr. 43/21 

Gisela Kögler 13  Die Synode möge beschließen, 

zum AP 2 Pfarrdienst und Verkündigung einen zusätzli-
chen Richtungsbeschluss einzufügen:  

Der ehrenamtliche Verkündigungsdienst (Lektor*innen 
und Prädikant*innen) wird in die zukünftige Struktur der 
Teams aus unterschiedlichen Berufsgruppen einbezogen. 

Begründung: mündlich 
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Abkürzungsverzeichnis 
 

Abk. Name 
 

AAKJBE 
Ausschuss für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, Bildung und Erziehung 

 

ADGV 
Ausschuss für Diakonie und Gesellschaftliche 
Verantwortung 

 

AGÖM 
Ausschuss für Gemeindeentwicklung,  

Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederorientierung 
 

AGFB 
Ausschuss für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung 

 

BA 
 

Bauausschuss 

 

BenA 
 

Benennungsausschuss 

 

FA 
 

Finanzausschuss 

 

RPAus 
 

Rechnungsprüfungsausschuss 

 

RA 
 

Rechtsausschuss 

 

ThA 
 

Theologischer Ausschuss 

 

VA 
 

Verwaltungsausschuss 

 

KSV 
 

Kirchensynodalvorstand 

 

KL 
 

Kirchenleitung 

 

 
 
 

 




